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1. Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
 
1.1 Aufstellungsbeschluss 

Die Gemeinde Bilshausen hat die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 07 
„Hessenberg II“ und Örtliche Bauvorschrift beschlossen. 

 
1.2 Planbereich 

Der Planbereich der 1. Änderung überdeckt den gesamten Geltungsbereich des 
ursprünglichen Bebauungsplanes. Er befindet sich im Osten Bilshausens und wird auf dem 
Deckblatt dieser Begründung im Maßstab 1:5.000 dargestellt. 

 
 
2. Planungsvorgaben 
 
2.1 Vorbereitende Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) 

Der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Gieboldehausen, deren Mitgliedsgemeinde 
Bilshausen ist, weist für den Geltungsbereich dieser Bebauungsplanänderung eine 
Wohnbaufläche aus. Er ist durch den Inhalt der vorliegenden Änderung nicht betroffen. 

 
2.2 Bebauungsplan 

Der ursprüngliche Bebauungsplan setzt Allgemeine Wohngebiete fest, die bei Grund-
flächenzahlen von 0,2 bzw. 0,3 und Geschossflächenzahlen von 0,3 bzw. 0,4 ein-
geschossig in offener Bauweise bebaut werden dürfen. Die Geschossflächenzahl ist jeweils 
um 0,1 höher als die dazugehörende Grundflächenzahl, weil zur Zeit der Aufstellung des 
ursprünglichen Bebauungsplanes nach der damals geltenden Baunutzungsverordnung die 
Flächen von Nicht-Vollgeschossen auf die zulässige Geschossfläche anzurechnen waren. 
Entlang der Süd- und Ostgrenze ist ein drei Meter breiter Pflanzstreifen für 
standortheimische Bäume und Sträucher vorgesehen, die zu 80 % aus Laubgehölzen 
bestehen sollen. Je 500 m² Baugrundstücksfläche ist ein standortheimischer Laubbaum zu 
pflanzen. 

Der Bebauungsplan wird im Folgenden verkleinert aus dem Maßstab 1:1.000 dargestellt. 
 
2.3 Natur und Landschaft (Gebietsbeschreibung) 

Es handelt sich um ein rechtlich festgesetztes Wohngebiet, das vollständig bebaut ist und 
dessen Freibereiche als Hausgärten genutzt werden. Im Bebauungsplan sind eine rand-
liche Eingrünung sowie eine Mindestbepflanzung der Baugrundstücke vorgeschrieben. 
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Bebauungsplan Nr. 07 „Hessenberg II“, verkleinert a us M 1 : 1.000 
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3. Verbindliche Bauleitplanung  
 
3.1 Ziel und Zweck der Planung (Planungsabsicht) 

Durch diese Bebauungsplanänderung, der die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 
23.1.1990 (BGBl. I Seite 132) in der Fassung vom 11.6.2013 (BGBl. I Seite 1548) zugrunde 
liegt, soll ein Ausbau der Dachgeschosse erleichtert werden. Für die bisherigen Fest-
setzungen, die nicht Inhalt dieser Änderung sind und unverändert weiter gelten, ist die 
Baunutzungsverordnung 1977 in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen 
Fassung weiter anzuwenden. 

Bislang wird eine Eingeschossigkeit festgesetzt. Das bedeutet, dass ein mögliches Ober-
geschoss kein Vollgeschoss sein darf. Ein Vollgeschoss wird erreicht, wenn die Fläche, in 
der eine Raumhöhe von mindestens 2,20 m erreicht wird, mehr als zwei Drittel der Fläche 
des darunter liegenden Geschosses überschreitet und auf mindestens der Hälfte seiner 
Fläche eine Raumhöhe von mindestens 2,20 m erreicht wird. Aus heutiger Sicht engt das 
die Nutzungsmöglichkeiten des Dachgeschosses zu sehr ein. Daher wird nach den Zielen 
der Gemeinde ein zusätzliches Obergeschoss als Vollgeschoss zugelassen. 

Mit der Zweigeschossigkeit muss sinnvollerweise auch eine entsprechende Erhöhung der 
Geschossflächenzahl verbunden sein, um die Möglichkeiten der Zweigeschossigkeit auch 
tatsächlich nutzen zu können. Dabei wird der Wert der Grundflächenzahl nicht verdoppelt, 
weil das zweite Geschoss sich zumindest zu einem deutlichen Teil innerhalb des Dach-
raumes befinden soll und keine zweigeschossige Fassade zuzüglich eines Dachraums 
erwünscht ist. Aus diesem Grund wird jeweils eine maximale Traufhöhe und Firsthöhe 
sowie weiterhin eine maximale Drempelhöhe im ersten Obergeschoss festgelegt. Zur 
Verdeutlichung der festgesetzten Firsthöhe und der unterschiedlichen Traufhöhen wird im 
Folgenden eine Beispielszeichnung dargestellt. 
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Durch eine Örtliche Bauvorschrift soll darüber hinaus sichergestellt werden, dass hier 
geneigte Dächer verwendet werden, in die ein zweites Obergeschoss integriert werden soll. 
Flachdächer würden in dieser Umgebung als Fremdkörper wirken und sind hier städte-
baulich unerwünscht. Die Bauvorschrift wurde auf Anregung des Landkreises nach der 
öffentlichen Auslegung zur Verdeutlichung der Planungsziele noch einmal redaktionell 
konkretisiert. 

Die Festsetzungen für Anpflanzflächen werden aktualisiert. Innerhalb des drei Meter breiten 
randlichen Anpflanzstreifens können aus nachbarrechtlichen Gründen keine optisch 
wirksamen Bäume festgesetzt werden, da sie gesetzlich festgelegte Mindestabstände zu 
Grundstücksgrenzen einhalten müssen. 

Auf die Festsetzung von so genannten Sichtdreiecksflächen wird verzichtet, weil sie 
innerhalb von Gemeindestraßen heute nicht mehr als erforderlich beurteilt werden. 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung dient der Innenentwicklung im Sinne des 
§ 13a (1) BauGB, ohne dass eine zulässige Grundfläche, die den Grenzwert nach § 13a (1) 
Nr. 1 BauGB überschreiten würde, festgesetzt wird. Eine Beeinträchtigung von besonders 
geschützten Arten oder deren Lebensstätten ist durch die Planänderung nicht zu erwarten. 
Der Bebauungsplan kann somit im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Von einer 
Umweltprüfung mit anschließendem Umweltbericht wird gemäß § 13 (3) BauGB 
abgesehen. 

Nach der öffentlichen Auslegung wurden die Ausnahme von der festgesetzten Traufhöhe 
auf die Gesamtlänge eines Gebäudes bezogen sowie im § 2 der Örtlichen Bauvorschrift die 
Dachaufbauten in die Ausnahmeregelung von der Dachneigung einbezogen. Aufgrund 
dessen wurde eine beschränkte öffentliche Auslegung gemäß § 4a (3) Satz 4 BauGB 
erforderlich. 

 
3.2 Sonstige Festsetzungen 

Sonstige Festsetzungen wie die der überbaubaren Flächen, der Baugrenzen und der 
Verkehrsflächen werden unverändert übernommen. 

 
 
4. Zur Verwirklichung des Vorhabenbezogenen Bebauun gsplanes zu treffende Maß-

nahmen 
 
4.1 Altablagerungen, Bodenkontaminationen 

Altablagerungen und Bodenkontaminationen sind innerhalb des Planbereiches nicht be-
kannt. 

 
4.2 Bodenordnung 

Bodenordnende Maßnahmen sind innerhalb des Planbereiches nicht erforderlich. 
 
4.3 Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgung des Änderungsbereiches ist bereits sichergestellt. 
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Diese Begründung gemäß § 9 (8) BauGB hat zusammen mit der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 07 „Hessenberg II" und Örtlicher Bauvorschrift 

vom 7.11.2014 bis einschließlich 7.12.2014 

gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen und wurde vom Rat der Gemeinde Bilshausen 
beschlossen. 

Bilshausen, den 22.05.2015 
 
 
                                                    Siegel 
 
 
 

 
gez. Kreis                                   

                                                                                                  Bürgermeisterin 
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